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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Personal

Der Nationalrat überwies mit 91 zu 75 Stimmen eine Motion Vollmer (sp, BE), welche ein
Konzept verlangt, das sicher stellt, dass sich alle Bundesstellen den Bemühungen
anschliessen, mehr Lehrlings- und Praktikumsplätze zur Verfügung zu stellen. Der
Ständerat lehnte den Vorstoss in Übereinstimmung mit dem Bundesrat ab. (Siehe dazu
auch hier.) 1

ANDERES
DATUM: 08.12.2005
HANS HIRTER

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Im Jahre 2005 hatte der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Lustenberger
(cvp, LU) Folge gegeben, die bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen die
Berücksichtigung der Ausbildung von Lehrlingen als Kriterium forderte. Der
Gesetzesentwurf eine entsprechende Änderung von Artikel 21 des Bundesgesetzes über
das öffentliche Beschaffungswesen (BöB) vor. Im März des Berichtsjahres gab die
nationalrätliche Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK-NR) die Ergebnisse der
Vernehmlassung bekannt. Die Mehrheit der konsultierten Kantone, Parteien und
weiteren interessierten Organisationen stand der Vorlage positiv gegenüber. Allerdings
waren sich die Wirtschaftsverbände uneinig. Während der Schweizerische
Gewerbeverband (SGV) das Ansinnen begrüsste und darin eine Stärkung der dualen
Berufsbildung sah, sprach sich der Schweizerische Arbeitgeberverband (SAV) gegen den
Gesetzesentwurf aus, da dieser seines Erachtens wettbewerbsverzerrende Anreize
setzte. Im Mai nahm die WAK-NR mit 19 zu 6 Stimmen den Vorentwurf an. Die
Behandlung des Geschäfts wurde im Nationalrat auf die Frühjahrssession 2014
angesetzt. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.05.2013
LAURENT BERNHARD

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Verkehrspolitik

Le Conseil national a donné suite à une initiative parlementaire Hämmerle (ps, GR)
demandant à La Poste, les CFF et Swisscom d’offrir des postes de travail et des places
d’apprentissage dans tout le territoire suisse. Elle réclame également que les plans de
compression des effectifs ne touchent pas uniquement les régions périphériques et de
montagne. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.09.1999
LAURE DUPRAZ

Mû par un réflexe interventionniste et par le contexte émotionnel de la fermeture des
bureaux de poste, le Conseil national a accepté par 90 voix contre 78 l’initiative
parlementaire de Hämmerle (ps, GR), qui modifiait les lois sur les trois ex-régies
fédérales. Celle-ci exigeait que La Poste, Swisscom et les CFF offrent des emplois et
des places d’apprentissage sur tout le territoire et que les réductions d’effectifs ne
touchent pas que les régions périphériques. Saisi en décembre, le Conseil des Etats a
refusé, par 22 voix contre 16, d’entrer en matière sur l’initiative, estimant que le rôle de
l’Etat devait se limiter à la définition d’objectifs et à l’établissement de conditions-
cadres favorables au développement des entreprises publiques et de leurs concurrents.
Il n’avait en revanche pas à se mêler de la partie opérative des ex-régies. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2001
PHILIPPE BERCLAZ
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Lors du nouveau vote sur l'initiative parlementaire Hämmerle (ps, GR) – qui demande
que La Poste, Swisscom et les CFF offrent des emplois et des places d'apprentissage
sur tout le territoire –, le Conseil national a fait volte-face et l’a écartée par 81 voix
contre 77. Cette décision suivait la recommandation de sa Commission des
télécommunications. La majorité bourgeoise trouvait les demandes de la motion trop
contraignante. Néanmoins, compte tenu du contexte de libéralisation qui soufflait sur
les anciennes régies et l’emploi, les conseillers nationaux ont accepté par 86 voix
contre 69 une motion d’Epiney (pdc, VS) (01.3206). Ce dernier souhaitait rappeler l’Etat
à la rescousse dans les secteurs non rentables de La Poste et des télécommunications,
via une taxe sur les bénéfices des secteurs privatisés. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.03.2002
PHILIPPE BERCLAZ

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Im Januar 2019 publizierte der Bundesrat einen ausführlichen Bericht in Erfüllung des
Postulates der WBK-NR zum Thema «Demografische Entwicklung und deren
Auswirkungen auf den Bildungsbereich». Der Bericht des BFS befasste sich mit dem
Schweizer Bildungssystem und dem Bildungsniveau der Bevölkerung und lieferte im
Anhang für sämtliche Bildungsfelder detaillierte Zahlen zur künftigen Anzahl an
Personen mit dem entsprechenden Bildungsabschluss. Zudem analysierte er die
Einwanderung mit Blick auf die höchste abgeschlossene Ausbildung der betreffenden
Personen. Aus wirtschaftlicher Sicht untersuchte der Bericht, ob sich die Bildung der
Schweizer Bevölkerung mit der Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt deckt. Die Autorinnen
und Autoren wiesen darauf hin, dass der Bericht zwar Zahlen liefere; diese seien aber
mit einer gewissen Vorsicht zu geniessen, da es sich immer um vorausschauende
Hypothesen handle. Generell erwarte die Schweiz immer mehr Schülerinnen und
Schüler sowie Lernende und Hochschulabsolventinnen und -absolventen.
Entsprechend werden auf allen Stufen auch mehr Abschlüsse vorgewiesen werden (EFZ,
EBA, Matura, Bachelor und Master). Sodann wird im Bereich der Berufsbildung, den
Höheren Fachschulen, den Fachhochschulen und den Universitäten vor allem mit mehr
Abschlüssen in den Bereichen Informatik und Kommunikationstechnologie,
Gesundheitswesen/Pflege und Sozialwesen gerechnet. Generell dürfte sich das
Bildungsniveau der Schweizer Bevölkerung in den nächsten Jahren noch weiter
erhöhen; gemäss Prognose wird im Jahr 2037 circa die Hälfte der Schweizer
Bevölkerung über einen Abschluss auf der Tertiärstufe verfügen. Im Bereich der
Migration erwarten die Autorinnen und Autoren weiterhin viele gut ausgebildete
Personen, die in die Schweiz einwandern. Schliesslich wiesen Berechnungen darauf hin,
dass das Bildungssystem den erwarteten Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt gerecht
werde und die Menschen in der Schweiz grundsätzlich Berufe ausübten, die ihrer
Ausbildung entsprechen. 6

BERICHT
DATUM: 30.01.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Berufsbildung

Die bundesrätliche Botschaft zum neuen BBG hielt am dualen System von Berufsschule
und Lehrbetrieb fest, wobei sie aber eine Forcierung des Unterrichts in eher
theorielastigen Berufen (so im Hightech-, Gesundheits- und Sozialbereich) vorsah. So
sollen neu Berufsfachschulen eingerichtet werden, die umgekehrt zur Lehre
funktionieren, indem sie mehrheitlich beruflichen und allgemein bildenden Unterricht
mit einem ergänzenden Praktika anbieten. Für bildungsschwächere Jugendliche ist eine
sogenannte „berufspraktische Bildung“ geplant – eine in der Regel zweijährige
Ausbildung für weniger umfassende Grundqualifikationen, die mit einem
eidgenössischen Attest abgeschlossen wird und den Zugang zu einer verkürzten Lehre
öffnen soll. Die Botschaft stellte schliesslich die Berufsbildung auf eine neue
Finanzierungsgrundlage, indem ein Systemwechsel weg von der am Aufwand
orientierten Subventionierung hin zu einer aufgabenorientierten Pauschalfinanzierung
der Kantone vollzogen wurde – ergänzt um die gezielte Subventionierung von
Neuerungen und besonderen, im öffentlichen Interesse erbrachten Leistungen. Hierfür
ist ein mit eigenem Antragsrecht ausgestatteter Innovationsrat anstelle des
Berufsbildungsrates vorgesehen. Bundessubventionen nach den gleichen Pauschalen
sollen auch an die neu zu integrierenden Berufe der Gesundheit, des Sozialen und der
Kunst ausgerichtet werden. Der Bund will mit der Vorlage sein Engagement um
insgesamt rund 150 auf 750 Mio Fr. pro Jahr steigern, was einer Erhöhung des

MOTION
DATUM: 05.06.2000
ELISABETH EHRENSPERGER
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Bundesanteils von einem Fünftel auf rund 25 Prozent entspricht. In diesem
Zusammenhang hatte der Nationalrat eine Motion Widrig (cvp, SG; Mo. 99.3555) zur
Bildungsfinanzierung überwiesen und damit dem Bundesrat den Auftrag erteilt, im
Rahmen des neuen Berufsbildungsgesetzes mehr Finanzmittel einzusetzen als
vorgesehen. 7

Im Laufe des Berichtsjahres zeichnete sich eine erhebliche Verbesserung der Situation
auf dem Lehrstellenmarkt ab. Das BBT meldete Mitte und Ende des Berichtsjahres einen
Anstieg der Anzahl offener Lehrstellen. Für das laufende Jahr wurde mit 74 500
abgeschlossenen Lehrverträgen ein Zuwachs von drei Prozent erwartet. Zwischen den
Branchen waren jedoch eklatante Unterschiede zu verzeichnen. So hatte die Nachfrage
im Informatikbereich von den gegen 3500 Lehrstellen bei weitem nicht gedeckt werden
können; 600 dieser Lehrstellen waren allein im Berichtsjahr neu geschaffen worden.
Hingegen blieben weniger begehrte Stellen im Gast- und Baugewerbe unbesetzt. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.08.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

In einer Botschaft zuhanden des Parlaments lehnte der Bundesrat die im Oktober 1999
von der Gewerkschaftsjugend eingereichte „Lehrstellen-Initiative“ ab. Einen falschen
Lösungsansatz biete die Forderung nach der Einrichtung eines Lehrstellenfonds, der
von Firmen zu speisen sei, die keine Lehrstellen anbieten. Das Bonus-Malus-System
käme einer verordneten Bildung gleich und löse unnötigen administrativen Aufwand
aus. Zudem könne sich das System kontraproduktiv auswirken, wenn Firmen, die bis
anhin freiwillig Lehrstellen angeboten hätten, versucht seien, die
Bildungsverantwortung an den Bund abzutreten. Der Bundesrat führte das neue
Berufsbildungsgesetz als indirekten Gegenvorschlag zur Initiative an. Die Initianten
lehnten aber einen Rückzug des Volksbegehrens ab, solange ihre beiden Forderungen –
die verfassungsmässige Verankerung des Rechts auf berufliche Grundausbildung und
die Einrichtung eines Lehrstellenfonds – nicht erfüllt seien. Als fadenscheinig
bezeichneten sie den formalen Einwand eines zu hohen Verwaltungsaufwands. 9

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 24.10.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Zur Vermehrung der Ausbildungsplätze in Hightech-Branchen hiess die KVF des
Nationalrats eine parlamentarische Initiative Strahm (sp, BE) gut, welche eine
Berufsausbildungspflicht auch für konzessionierte Privatanbieter bei Telecom, Post
und Bahnen fordert. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.11.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Nationalrat beschloss mit 106 zu 55 Stimmen, dem Bundesrat und seiner WBK zu
folgen und der Stimmbevölkerung sowie den Ständen die Ablehnung der Volksinitiative
„für ein ausreichendes Berufsbildungsangebot“ zu empfehlen. Eine bürgerliche
Mehrheit sah die wichtigsten Punkte der „Lehrstellen-Initiative“ mit dem neuen
Berufsbildungsgesetz als realisiert an. Die Kommissionsminderheit hatte dagegen
gehalten, dass der im BBG vorgesehene Berufsbildungsfonds branchenspezifisch und
fakultativ sei, womit er nur in Branchen mit einem hohen Organisationsgrad zum Tragen
komme. Gerade neue Berufe im Informatik- und High-Tech-Bereich seien jedoch nicht
organisiert. Die WBK hatte im Einklang mit dem Bundesrat entschieden, das BBG
explizit zum indirekten Gegenvorschlag zum Volksbegehren zu ernennen. 11

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Aus den gleichen Gründen wie der Nationalrat empfahl auch der Ständerat die von
mehreren Jugendorganisationen 1999 eingereichte Volksinitiative „für ein
ausreichendes Bildungsangebot“ („Lehrstelleninitiative“), die ein Verfassungsrecht auf
Berufsbildung verlangt, zur Ablehnung. Er bedauerte allerdings, dass er aus
Termingründen (der Beschluss zur Initiative musste spätestens in der Märzsession
gefällt werden) dies nicht erst nach der Beratung des neuen Berufsbildungsgesetzes
(BBG) tun konnte (siehe oben). Da das BBG von Bundesrat und Parlament als echte
Alternative zur Initiative erachtet wurde, stimmten die Räte einer Verschiebung der
Abstimmung über die Volksinitiative bis 2003 zu. Die Initianten, denen die
Bestimmungen zur Sicherung von genügend Lehrstellen im BBG zu unverbindlich waren,
beschlossen, die Initiative aufrecht zu erhalten. 12

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 21.03.2002
MARIANNE BENTELI
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Der Nationalrat folgte einer Minderheit seiner Kommission und beschloss, auf die 1999
eingereichte parlamentarische Initiative Strahm (sp, BE) nicht einzutreten, welche eine
Berufsausbildungspflicht auch für konzessionierte Privatanbieter bei Telecom, Post
und Bahnen gefordert hatte. Im Grundsatz war das Anliegen des Vorstosses auch vom
Bundesrat unterstützt worden. Nichteintreten wurde dann aber vor allem mit Verweis
auf die im Rahmen vom nBBG geplanten Massnahmen sowie aufgrund von Bedenken
hinsichtlich einer möglichen Ungleichbehandlung von konzessionierten Unternehmen
in einer kompetitiven Marksituation begründet. Im weiteren schrieb die grosse Kammer
ein Postulat seiner WBK als erfüllt ab, das die Bereitstellung einer angemessenen Anzahl
von Lehrstellen im neuen Leistungsauftrag für den ETH-Bereich verlangt hatte. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.03.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Die Lehrstelleninitiative, welche von Regierung und Parlament zur Ablehnung
empfohlen und von den bürgerlichen Parteien, den Berufsbildungsämtern, dem
Gewerbeverband und den Arbeitgebern bekämpft worden war, kam am 18. Mai zur
Abstimmung. Unterstützung hatte das Volksbegehren von der SP, der GP und den
Gewerkschaften erhalten.

Abstimmung vom 18. Mai 2003

Beteiligung: 49,2%
Nein: 1’564’072 (68,4%) / 20 6/2 Stände
Ja: 723’155 (31,6%) / 0 Stände

Parolen:
– Nein: FDP, CVP, CSP, SVP, EVP, EDU, LP, SD, FP, Lega; SGV, Economiesuisse,
Arbeitgeberverband, SBV, CNG.
– Ja: SP, GP, PdA; SGB.  

Mit einer klaren Mehrheit von 68,4% der Stimmen wurde das Volksbegehren in allen
Kantonen abgelehnt und damit die Forderung nach einem staatlich garantierten „Recht
auf eine ausreichende berufliche Ausbildung“ sowie nach einem von den Arbeitgebern
finanzierten Berufsbildungsfonds. Einerseits schien die Initiative von der dieses
Abstimmungswochenende beherrschenden Nein-Welle (sieben abgelehnte Vorlagen)
mitgerissen worden zu sein; andererseits schien die Warnung der Gegnerschaft vor
einer Verbürokratisierung und Verstaatlichung der Berufsbildung auf offene Ohren
gestossen zu sein. In der Wahrnehmung der Stimmbevölkerung hatte die Initiative
einerseits die Frage nach der Lehrstellensituation aufgeworfen bzw. nach der
Dringlichkeit der Schaffung von Lehrstellen und nach der Notwendigkeit, Druck auf die
Wirtschaft auszuüben, sowie andererseits die Frage nach der Rolle des Staates im Sinne
staatlicher Kontrolle und Förderung von Lehrstellen sowie nach der Notwendigkeit, das
Recht auf eine Lehrstelle auf Verfassungsebene zu verankern. Für die Stimmabgabe
waren ganz klar politische und nicht gesellschaftliche Kriterien ausschlaggebend. Der
Links-Rechts-Achse bzw. den Parolen der jeweiligen Parteien folgend stimmten 65%
der SP-Anhänger für die Initiative, wohingegen die Anhänger der bürgerlichen Parteien
zu 80% das Volksbegehren ablehnten. Ebenso mit der klassischen Achse konform
stimmten die Befürworter einer starken Präsenz des Staates für – die Befürworter
vermehrten Wettbewerbs gegen die Initiative. Alter, Bildung, städtische oder ländliche
Herkunft spielten demgegenüber kaum eine Rolle.

Die Hoffnungen auf eine Entschärfung der Lehrstellennot konzentrierten sich nach der
Ablehnung der Lehrstellen-Initiative ganz auf das nBBG. Die Gegner der Initiative
hatten ja eine straffe Umsetzung des nBBG als Hauptargument gegen das Volksbegehren
ins Feld geführt. Und weil das Gesetz ebenfalls einen Berufsbildungsfonds vorsah –
wenn auch auf freiwilliger Basis –, riefen die nach der Abstimmung enttäuschten
Befürworter der Initiative die Wirtschaft dazu auf, ihre Versprechen betreffend der
Bekämpfung trittbrettfahrender Unternehmen ohne Berufsausbildungsangebote unter
Zuhilfenahme des nBBG einzulösen. Wenig Trost mochte den Initiantinnen die Tatsache
liefern, dass das Volksbegehren in der Romandie höhere Ja-Anteile erzielt hatte – so
insbesondere in den Kantonen Genf und Neuenburg, wo die geforderte Schaffung eines
Fonds für die Berufsbildung bereits Realität ist. Die Interpretation des
Abstimmungsresultats seitens der FDP und des Gewerbeverbands, die Ablehnung der
Initiative sei Zeichen des guten Funktionierens der Lehrlingsausbildung, griff zu kurz,
konnte doch nicht wirklich die Rede von einem Abklingen der Lehrstellennot sein. Im
Vergleich zu den beiden vorangegangenen Jahren waren insbesondere im
Dienstleistungssektor weniger Ausbildungsplätze zu verzeichnen – und dies zu einem

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 18.05.2003
ELISABETH EHRENSPERGER
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Zeitpunkt, zu dem die geburtenstarken Jahrgänge auf den Markt drängten. 14

Einer Studie des Bundesamts für Berufsbildung und Technologie (BBT) zufolge nahm die
Ausbildungsbereitschaft der Betriebe laufend ab, obwohl sich Lehrstellen für zwei
Drittel der Unternehmen schon während der Lehrzeit bezahlt machten. Rund 400 Mio
Fr. hatte dieser finanzielle Nutzen im Jahre 2000 betragen – bei einem Gesamtaufwand
von 4,8 Mia Fr. Aus diesen Erkenntnissen zogen Bundesrat und Initiativ-Gegner den
Schluss, der Lehrstellenmangel sei mittels gezielter konjunktureller Massnahmen zu
bekämpfen – und nicht mittels struktureller Eingriffe, wie sie in der Initiative
vorgesehen waren. So hatte Volkswirtschaftsminister Joseph Deiss im Frühjahr eine
Arbeitsgruppe namens „Task Force Lehrstellen 2003“ eingesetzt und daran das
Versprechen geknüpft, niemand werde nach der Schule „auf der Strecke bleiben“. Die
Task Force, in welcher neben Fachleuten des Bundes auch Vertreter der Kantone, der
Gewerkschaften und der Arbeitgeber sassen, sollte die Kantone zur Schaffung neuer
Arbeitsplätze motivieren, sie dabei unterstützen und Informationen sammeln, um eine
gezielte Förderung des Lehrstellenmarkts und eine frühzeitige Intervention in
konjunkturell schlechten Zeiten zu ermöglichen. Die Arbeitsgruppe selbst schätzte die
Lehrstellensituation als „stabil bis angespannt“ ein und rechnete auch für das Jahr
2004 mit Problemen, weswegen sie bereits kurz nach ihrer Einsetzung 2,3 Mio Fr. für
zusätzliche Lehrstellen einschoss. Der Bundesrat hatte auch die Schaffung von hundert
neuen Lehrstellen in der Bundesverwaltung beschlossen. Dabei wiederholte er die
Appelle des Volkswirtschaftsdepartements an Privatwirtschaft und Kantone, ihre
Lehrstellenangebote ebenso auszuweiten. Der Nationalrat überwies in diesem
Zusammenhang ein Postulat seiner Spezialkommission, das ungeachtet des
Sparprogramms die Weiterführung des bisherigen Stellenangebots für Stagiaires und
Hochschulpraktikantinnen und -praktikanten in der Bundesverwaltung im Interesse der
Ziele der Berufsbildung forderte. Finanziert werden sollte dies nötigenfalls durch
entsprechende Umlagerungen im Personalbereich. Anlässlich ihrer Halbjahresbilanz
konstatierte die Task Force, dass 5000 Lehrstellen offenstanden bzw. „nicht passend
besetzt“ waren. Volkswirtschaftsminister Deiss liess sich aufgrund dieser vornehmlich
durch quantitativ günstige Konstellationen bedingten Tatsache zum Ausspruch
hinreissen, „wer will, findet eine Stelle“, und erntete damit nicht nur beim
kaufmännischen Verband Schweiz, den Befürwortern der Lehrstellen-Initiative und der
SP, sondern auch in der Presse ganz allgemein wenig Beifall. Denn augenfällig waren
einerseits die Probleme in den grossen Ballungsgebieten Zürich, Bern, Basel, Luzern,
Aargau und Solothurn, wo das Angebot deutlich knapper geworden war – und zwar auch
in den Boom-Berufen (kaufmännischer Bereich und Informatik); andererseits litten vor
allem Bewerberinnen und Bewerber mit Migrationshintergrund und/oder schlechtem
Schulabschluss zunehmend unter den höheren Anforderung vieler Berufe. Im
November gab die Task Force bekannt, mittels Lehrbetriebverbünden zusätzliche
Lehrstellen schaffen zu wollen. Zudem sollte das Projekt „rent a stift“ reaktiviert bzw.
Lehrlinge als Botschafter für die Berufslehre für Imagekampagnen gewonnen werden.
Hochrechnungen zufolge hatte die Anzahl Lehrbetriebe innert Jahresfrist um 3%
zugenommen. 15

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.11.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Auch wenn das neue Berufsbildungsgesetz mit Kurzlehren den Schulschwachen künftig
den Berufseinstieg erleichtern dürfte, scheint sich der Trend zu gebrochenen
Bildungswegen zu verstärken, wie die Studie „Transition von der Erstausbildung ins
Erwerbsleben“ des BFS zeigte. Als Folgeuntersuchung von PISA in der Reihe
„Bildungsmonitoring Schweiz“ angelegt, untersuchte die Erhebung, wie Jugendliche den
Eintritt in die nachobligatorische Ausbildung bewältigen. 9% fanden zwei Jahre nach
absolvierter Schulpflicht den Einstieg in eine Lehre oder weiterführende Schulen noch
nicht. Analog zu PISA zeigte sich, dass Jugendliche aus bescheidenen sozialen
Verhältnissen, junge Migrantinnen und Migranten sowie Realschüler geringere
Aussichten auf eine nachobligatorische Ausbildung haben, selbst wenn sie schulisch
ebenso begabt sind wie andere Jugendliche. 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.02.2004
MAGDALENA BERNATH
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In seinen Antworten auf verschiedene parlamentarische Anfragen erklärte der
Bundesrat, das neue Berufsbildungsgesetz sehe eine Harmonisierung der Lehrverträge
vor, um die Mobilität der Lehrlinge zu fördern und die administrativen Hürden für die
Lehrbetriebe abzubauen. Für Kleinbetriebe ergäben sich neue Chancen, weil der Bund
mit dem Innovationskredit über Mittel für Anschubfinanzierungen von
Lehrbetriebsverbünden und für die Weiterentwicklung des Ausbildungsmodells verfüge.
Im Rahmen des Gesetzes werde er auch spezifische Massnahmen wie Informatikkurse
für junge Frauen weiterführen, um die Gleichstellung der Geschlechter zu fördern. 17

POSTULAT
DATUM: 18.03.2004
MAGDALENA BERNATH

Im März gab das BBT bekannt, dass es nach der Auflösung der „Task-Force Lehrstellen“
die Aufsicht über den Lehrstellenmarkt weiterführe, weil der Strukturwandel
weitergehe und die Zahl der Schulabgängerinnen und -abgänger zunehme. Im Jahr
2003 blieb der Lehrstellenmarkt gemäss Schlussbericht der Task-Force mehrheitlich
stabil. Bewährte Massnahmen vor Ort wie der Einsatz von Lehrstellenförderern, die
Anschubfinanzierung von Lehrbetriebsverbünden sowie die Vermittlung und das
Mentoring von Jugendlichen ohne Lehrstelle hätten zur Stabilisierung der Lage
beigetragen. Angespannt sei die Lehrstellensituation noch in den urbanen Zentren. 18

BERICHT
DATUM: 26.03.2004
MAGDALENA BERNATH

Der Nationalrat lehnte eine Motion Galladé (sp, ZH) ab, welche verlangte, dass Betriebe,
die Lehrstellen oder Ausbildungsplätze in anderer Form (Praktikum) anbieten, ein
Qualitätslabel erwerben können. Gemäss Bundesrat bestehe schon ein entsprechendes
Label in den Kantonen der Romandie und dem Tessin (CRFP), an dem sich auch Schwyz
und Zug beteiligten. Das BBT habe zusammen mit der Schweizerischen
Berufsbildungsämter-Konferenz vereinbart, das erfolgreiche Label-Projekt der CRFP
auf die ganze Schweiz auszudehnen. 19

MOTION
DATUM: 17.06.2004
MAGDALENA BERNATH

Angesichts der angespannten Situation auf dem Lehrstellenmarkt wurde ein Komitee
von Jugendlichen bei Volkswirtschaftsminister Deiss vorstellig. Es forderte vom Bund
mehr Engagement gegen die Jugendarbeitslosigkeit: Das Angebot an Lehrwerkstätten,
Handels- und Fachmittelschulen sei um 10% auszubauen, ausgelernte Lehrlinge seien
während mindestens eines Jahres im selben Betrieb weiterzubeschäftigen und
Betriebe, die selber keine Lehrlinge ausbildeten, sollten Lehrabgänger zu einem
Teilzeitpensum von 3-4 Tagen übernehmen. Bundesrat Deiss versprach, vor allem bei
den Übergangsangeboten aktiv zu werden und den Anteil der Betriebe mit
Lehrlingsausbildung von zur Zeit 30% auf 40% zu erhöhen. Konkret setze der Bundesrat
auf Lehrstellenverbünde, Motivationssemester und Kurz-Lehrstellen. Die
Bundesratsparteien beschlossen die Einberufung einer Lehrstellenkonferenz. 20

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 12.02.2005
MAGDALENA BERNATH

In der Sommersession nahm sich auch das Parlament des Themas an: Gemäss
Lehrstellenbarometer waren 27 000 Jugendliche auf der Suche nach einem
Ausbildungsplatz, und auch wenn alle offenen Lehrstellen besetzt würden, fehlten
immer noch 2000. Die grosse Kammer billigte eine Motion Vollmer (sp, BE) (04.3359),
die ein Konzept mit den notwendigen rechtlichen Anpassungen für eine Ausweitung
und Aufwertung der Lehrstellen und Praktikumsplätze in der Bundesverwaltung
verlangte; der Ständerat lehnte das Begehren ab. Der Nationalrat überwies auch zwei
Vorstösse der Zürcherin Galladé (sp): ein Postulat, das einen Massnahmenplan zur
Verbesserung der Lehrstellensituation forderte, und, gegen den Willen von Bundesrat
und Gewerbevertretern, eine Motion, welche die Lehrlingsausbildung im Bundesgesetz
über das öffentliche Beschaffungswesen als Vergabekriterium verankert; bereits im
Frühjahr hatte der Rat einer in die gleiche Richtung zielenden parlamentarischen
Initiative Lustenberger (cvp, LU) Folge gegeben. Chancenlos blieben hingegen drei
weitere Motionen Galladé (sp, ZH): Die erste hatte vom Bundesrat verlangt, eine
Informationskampagne durchzuführen, welche internationale Firmen über das duale
schweizerische Bildungssystem aufklärt und sie motiviert, Lehrstellen anzubieten; da
die Kantone bereits entsprechende Marketingmassnahmen unternehmen, sei ein
Engagement des Bundes laut Bundesrat nicht nötig. Der zweite Vorstoss forderte
Projekte, welche arbeitslosen Jugendlichen den Einstieg ins Erwerbsleben oder in eine
Ausbildung erleichtern; dem hielt die Regierung entgegen, dass das
Berufsbildungsgesetz keine gesetzliche Grundlage für Beiträge an Arbeitslosenprojekte
biete, das Arbeitslosenversicherungsgesetz sehe jedoch entsprechende Massnahmen
vor. In Bezug auf die dritte Motion erklärte der Bundesrat, es seien bereits genügend

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.02.2005
MAGDALENA BERNATH
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Zwischenlösungen und Brückenangebote für Jugendliche ohne Lehrstelle vorhanden,
die von der Motionärin angeregten Basislehrjahre fügten sich nicht in den bewährten
Berufsbildungsmechanismus ein, da die Jugendlichen ein Bildungsangebot besuchen
würden, ohne über eine vorgängige Zusage zu einer späteren Lehrstelle zu verfügen.
Abgelehnt wurde ferner ein Postulat Hofmann (sp, TG) für eine bessere Gestaltung des
Übergangs von der Volksschule in die Berufsbildung, insbesondere für benachteiligte
Jugendliche; hier existierten laut Bundesrat ebenfalls bereits Angebote. Mit 21:20
Stimmen hiess der Ständerat hingegen eine Motion Berset (sp, FR) gut, welche eine
rasche Umsetzung der individuellen Begleitung von Lehrlingen und Lehrtöchtern mit
schulischen Schwierigkeiten forderte; Bundesrat Deiss hatte vergeblich vor einem
Eingriff in die Kompetenzen der Kantone gewarnt. 21

Im November trafen sich auf Einladung von Wirtschaftsminister Deiss 21
Spitzenvertreter aus Bund, Kantonen, Wirtschaft und Gewerkschaften zu dieser ersten
nationalen Lehrstellenkonferenz. Gewerkschaften und Linke zeigten sich vom Ergebnis
enttäuscht, da sie keine ihrer Forderungen hatten durchsetzen können. Auf Ablehnung
gestossen war sowohl der Vorschlag eines nationalen Delegierten (Mister Lehrstelle) als
auch das Ansinnen, den Betrieben für jede neue Lehrstelle einen Bonus von 10 000 Fr.
auszuzahlen. Beschlossen wurde hingegen eine Werbekampagne, wonach ausbildende
Unternehmen sich mit der offiziellen Vignette „Lehrbetrieb“ schmücken dürfen. Wenige
Tage nach der Konferenz lehnte der Bundesrat einen von Deiss in Aussicht gestellten
Kredit von 20 Mio Fr. aus dem Innovationsfonds gemäss Berufsbildungsgesetz ab; mit
diesem Betrag hätte der Bund die Projekte der Kantone zur Verbesserung der
Lehrstellensituation vollständig und nicht nur zu 60% übernehmen sollen. 22

ANDERES
DATUM: 24.11.2005
MAGDALENA BERNATH

Auch in diesem Berichtsjahr befasste sich das Parlament mit der Lehrstellenknappheit:
Der Ständerat überwies eine im Vorjahr von der grossen Kammer gebilligte Motion
Galladé (sp, ZH) in geänderter Form, wonach der Bundesrat Betriebe, die Lehrstellen
und andere Ausbildungsplätze anbieten, bei der Vergabe öffentlicher Aufträge vermehrt
berücksichtigen muss; die WAK wollte die Lehrlingsausbildung jedoch nicht wie die
Motionärin als zwingendes Kriterium für das Beschaffungswesen festlegen. Der
Nationalrat hiess diskussionslos Postulate seiner WBK und von Robbiani (cvp, TI) gut.
Ersteres verlangte einen Bericht zu den Defiziten im Lehrstellenbereich (Berufsfelder,
Regionen, Massnahmen, Basislehrjahr), letzteres eine Darstellung der Massnahmen,
welche die Bundesverwaltung zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit ergriffen
habe. In seiner Antwort auf eine dringliche Anfrage der SP-Fraktion erklärte der
Bundesrat, der Bund habe in den letzten sieben Jahren die Anzahl Lehrstellen um 41%
erhöht. Bis Ende 2011 strebe er einen Lernendenanteil von 4% an. Für stellenlose junge
Arbeitnehmende habe er in Zusammenarbeit mit der Arbeitslosenversicherung die
Möglichkeit geschaffen, in der Administration oder in bundesnahen Unternehmungen
ein sechsmonatiges Berufspraktikum zu absolvieren. 23

MOTION
DATUM: 06.03.2006
MAGDALENA BERNATH

An der zweiten nationalen Lehrstellenkonferenz in Genf stellte Bundesrätin Leuthard
ein vom Bund finanziertes Stützprogramm für schulisch und sozial benachteiligte
Jugendliche vor. Das von Bund und Kantonen gemeinsam getragene „Case-
Management“ will Jugendliche bereits ab dem 7. Schuljahr erfassen und gezielter als
bisher fördern; Lehrer, Berufsberater und Eltern werden miteinbezogen. Ab dem 9.
Schuljahr erhalten die Betroffenen einen persönlichen Coach zur Seite gestellt, der
ihnen bei der Berufswahl und der Lehrstellensuche hilft. Er steht solange zur Verfügung,
bis eine definitive Lösung für den Berufseinstieg gefunden ist. Die Kosten dieses
Engagements übernimmt der Bund, er unterstützt Pilotprojekte und leistet die
Anschubfinanzierung. Die Kantone klären den konkreten Bedarf ab, damit das Konzept
im kommenden Frühjahr umgesetzt werden kann. Ausgebaut wird auch das
Beratungsangebot für Lehrbetriebe: Bund, Kantone und Arbeitsorganisationen
erarbeiten ein Hilfsprogramm für jene Betriebe, die Jugendliche mit erschwerten
Anforderungen ausbilden. Sie erhalten Unterstützung in rechtlichen, organisatorischen
und sozialen Fragen sowie bei Konflikten und Krisen. Um die Zahl jener Schulabgänger
zu erhöhen, die eine Ausbildung auf Sekundarstufe II erreichen (Ziel ist eine Erhöhung
von 90% auf 95% bis 2015), plant die EDK das Projekt „Nahtstelle“, das den Übergang
von der Schule zur nachobligatorischen Ausbildung optimiert, damit Jugendliche
künftig weniger Zeit verlieren durch unnötige Wechsel, Lehrabbrüche oder Wartejahre.
Gewerbe und Gewerkschaften reagierten positiv auf die beiden Projekte. 24

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.11.2006
MAGDALENA BERNATH
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Im Sommer lancierte FDP-Nationalrat Otto Ineichen (LU) das schweizweite, auf drei
Jahre angelegte Projekt „Speranza 2000“, welches von Unternehmen, Kantonen und
dem Bund getragen wird. Ziel war es, bis im Herbst 2000 Praktikumsstellen für
schulisch schwache Jugendliche zu schaffen, welche keine Lehrstelle finden. Die
Praktikumsplätze für ein oder ein halbes Jahr sollen mittelfristig in zweijährige
Grundausbildungen mit eidgenössischem Berufsattest überführt werden; die
Berufsverbände reagierten mit Skepsis. Eine erste Zwischenbilanz ergab 1800 neue
Lehrstellen auf Ende Oktober, die jedoch nicht alle besetzt werden konnten. Die
Initianten erklärten, nicht überall habe die Zusammenarbeit gleich reibungslos
funktioniert, erfolgreich sei sie in den Kantonen Luzern, Aargau und Thurgau verlaufen.
Eine Weiterführung des Projekts sei geplant. 25

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 31.12.2006
MAGDALENA BERNATH

Eine Nationalfondsstudie des Heilpädagogischen Instituts der Universität Freiburg
stellte fest, dass kleinere und mittlere Unternehmen bei der Besetzung ihrer
Lehrstellen ausländische Jugendliche benachteiligen. Benachteiligt werden vor allem
Jugendliche aus dem ehemaligen Jugoslawien oder der Türkei. Wichtigste
Ablehnungsgründe, die von den befragten Arbeitgebern angegeben wurden, waren eine
angezweifelte Tauglichkeit sowie unterstellte sprachliche und schulische Defizite. Die
Studie wies aber nach, dass Leistungen bei der tatsächlichen Vergabe von Lehrstellen
keine vorrangige Bedeutung haben. Die realen Gründe für die Nichtberücksichtigung
seien eher emotional. Man befürchte, dass ausländische Jugendliche Konflikte in den
Betrieb hineintragen. Benachteiligt werden, gemäss der Studie, nicht nur ausländische,
sondern generell auch männliche Lehrstellensuchende. 26

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.03.2007
LINDA ROHRER

Eine parlamentarische Initiative Lustenberger (cvp, LU) und eine Motion Galladé (sp, ZH)
wollten die Lehrlingsausbildung als Vergabekriterium für öffentliche Aufträge
einführen. Beide hatten zum Ziel, die Bestimmung im Bundesgesetz über das
öffentliche Beschaffungswesen zu verankern. Während die Frist für die
parlamentarische Initiative bis 2009 verlängert wurde, damit die Revision des
Bundesgesetzes über das öffentliche Beschaffungswesen (BoeB) abgewartet werden
kann, schlug der Ständerat einige Änderungen der Motion vor. Zum einen liess er die
ursprüngliche Forderung fallen, auch Kantone und Gemeinden über das Bundesgesetz
über den Binnenmarkt anzusprechen und zum anderen schlug er eine offenere und
WTO-konforme Regelung vor. Der Nationalrat stimmte den Änderungen des Ständerates
ebenfalls zu. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.03.2007
LINDA ROHRER

Eine Motion Galladé (sp, ZH) beauftragte den Bundesrat, auf Ende des Schuljahres 2007
200 neue Praktikumsplätze beim Bund zu schaffen. Die Arbeitslosigkeit der 20- bis 24-
Jährigen ist mit 5,3% deutlich höher als diejenige jeder anderen Altersgruppe. Dies
liege zu einem grossen Teil daran, dass junge Erwachsene nach der Berufslehre, der
Maturität oder einer weiterführenden Ausbildung zu wenig berufliche Praxis haben und
deshalb nicht gerne eingestellt werden. Ein Praktikum könne dieses Problem lösen und
der Bund solle dabei als Vorbild vorausgehen. Der Bundesrat war aufgrund des grossen
Engagements der Bundesverwaltung in diesem Bereich der Ansicht, dass er das
Anliegen der Motionärin weitgehend erfülle, wollte sich aber quantitativ nicht
verpflichten. Beide Kammern nahmen die Motion an. 28

MOTION
DATUM: 25.09.2007
LINDA ROHRER

Laut einer Studie der Universität Bern lohnt sich die Lehrlingsausbildung. Ein Lehrling
bringt seinem Betrieb im Durchschnitt einen Nutzen von 2700 Fr., wobei Grossbetriebe
stärker profitieren. Die gesamte Schweizer Wirtschaft investierte im Jahr 2004 4,7 Mia
Fr. in die Lehrlingsausbildung. Im gleichen Jahr erwirtschafteten die Lehrlinge einen
Mehrwert von 5,2 Mia Fr.. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.10.2007
LINDA ROHRER

FDP-Nationalrat Ineichen (LU) errichtete 2008 die Stiftung „Speranza“, die
Jugendlichen ohne Lehrstelle mit Brückenangeboten weiterhelfen soll. „Speranza“
arbeitet eng mit Bund und Kantonen zusammen, welche mindestens 60% der Kosten
der Projekte übernehmen. Das Startkapital der Stiftung belief sich auf 500'000 Fr.,
Ineichen will aber in den nächsten drei bis fünf Jahren ein Vermögen von 25 Mio Fr.
erreichen. 30

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 09.05.2008
ANDREA MOSIMANN
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Als erster Deutschschweizer Kanton führt Zürich einen Berufsbildungsfonds ein. Das
Volk hiess im September ein Berufsbildungsgesetz inklusive Berufsbildungsfonds mit
58% der Stimmen gut. Betriebe, die keine Lehrstellen anbieten, müssen künftig eine
Abgabe in einen kantonalen Fonds errichten; dieses Geld fliesst zurück an Firmen die
Lehrlinge ausbilden, sowie in Projekte zur Schaffung von Ausbildungsangeboten. Der
Fonds war von den bürgerlichen Parteien und dem Gewerbe vehement bekämpft
worden, während die Linke, Teile der CVP, der Kantonsrat und die Regierung ein Ja
empfohlen hatten. 31

KANTONALE POLITIK
DATUM: 30.09.2008
ANDREA MOSIMANN

Bereits in der Frühjahrssession hatte der Ständerat ein Postulat Favre (fdp, NE)
überwiesen, welches vom Bundesrat einen Bericht über sein Engagement zur
Förderung der dualen und der schulischen Berufsbildung verlangt. Die
Landesregierung soll dabei auch Massnahmen vorschlagen, mit denen die duale
Ausbildung in der Schweiz stärker gefördert werden kann. 32

POSTULAT
DATUM: 19.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Die übrigen Vorstösse fanden im Nationalrat keine Gnade: Mit 86 zu 75 Stimmen verwarf
der Rat eine Motion Ineichen (fdp, LU), mit welcher die Einführung eines
Brückenangebots gefordert wurde, das allen Schulabgängern die keine schulische oder
berufliche Ausbildung beginnen als Zwischenlösung dienen sollte. Den Jugendlichen die
ihre Teilnahme verweigert hätten, wäre das Arbeitslosengeld gestrichen worden.
Ebenfalls abgelehnt wurde eine Motion Galladé (sp, ZH) zur Stärkung von Basislehrjahren
in Ausbildungszentren sowie eine Motion Mario Fehr (sp, ZH) für Fairplay bei der
Lehrstellensuche. Fehr wollte mit seinem Vorstoss erreichen, dass Lehrverträge
frühestens ein halbes Jahr vor Lehrbeginn abgeschlossen werden dürfen. 33

MOTION
DATUM: 29.04.2009
ANDREA MOSIMANN

Mit einer Motion Galladé (sp, ZH) sollte der Bundesrat beauftragt werden, bis zum Jahr
2010 in der Bundesverwaltung und den bundesnahen Betrieben neue Lehrstellen zu
schaffen und abgesehen von gewissen Ausnahmefällen in der Regel fünf
Ausbildungsplätze pro hundert Angestellte anzubieten. Der Vorstoss wurde vom
Nationalrat in der Herbstsession mit 112 zu 75 Stimmen verworfen. 34

MOTION
DATUM: 15.09.2009
ANDREA MOSIMANN

Der Nationalrat befasste sich in der Aprilsession mit Berufsbildungsfragen. In der
Debatte wurde immer wieder betont, wie gut das schweizerische Ausbildungssystem
funktioniere. Von den behandelten Vorstössen hiess der Rat einzig eine Motion
Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) gut, diese wurde in der Wintersession auch vom
Ständerat angenommen. Der Bundesrat muss nun eine Kampagne lancieren, die darauf
abzielt, Vorurteile gegenüber ausländischen Lehrstellen- und Arbeitssuchenden
abzubauen und die Entscheidungsträger dafür sensibilisiert, allen Bewerbern, egal
welcher Herkunft, die gleichen Chancen zu geben. 35

MOTION
DATUM: 10.12.2009
ANDREA MOSIMANN

Ein Vorstoss Müri (svp, LU) wurde in der Dezembersession diskussionslos und mit
Unterstützung des Bundesrats durchgewinkt. Angesichts der zunehmenden
Schwierigkeit gewisser Branchen (v.a. technische Berufe), Lehrstellen mit hohem
Anforderungsprofil zu besetzen, verlangt das Postulat die Prüfung von Massnahmen zur
Rekrutierung leistungsstarker Schulabgänger in diesen Bereich des Lehrstellenmarkts
sowie zu ihrer spezifischen Förderung während der Lehre. 36

POSTULAT
DATUM: 20.12.2011
SUZANNE SCHÄR

Le baromètre des places d’apprentissages publié par le Secrétariat d’Etat à la
formation, à la recherche et à l’innovation (SEFRI) a montré qu’il y avait suffisament de
places d’apprentissage pour les jeunes. Au jour du 15 avril 2013, 78'000 jeunes
cherchaient une place, alors que les entreprises en proposaient 81 500. La situation
s’est donc améliorée par rapport à l’année 2012. 37

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.04.2013
GUILLAUME ZUMOFEN

01.01.90 - 01.01.20 9ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Un postulat Schilliger (plr, LU) a demandé au Conseil fédéral de montrer comment
rendre plus attrayants les apprentissages de deux ans (AFP). En effet, il considère qu’il
faut revaloriser les apprentissages de deux ans. En 2005, lors de la Conférence
nationale sur les places d’apprentissages, Confédération et cantons ont fixé la barre
des 95% de jeunes titulaires d’un diplôme du degré secondaire II comme objectif sur 10
ans. A l’aube de 2015, seuls 90% des jeunes possèdent un tel diplôme. Pour le
dépositaire, une revalorisation de l’apprentissage de deux ans doit permettre de
faciliter l’insertion dans le monde professionnel de jeunes en difficultés scolaires. Pour
l’instant, le bilan d’un tel apprentissage est mitigé. Il est donc nécessaire d’agir à trois
niveaux. Premièrement, il s’agit de communiquer sans stigmatiser de tels
apprentissages. Deuxièmement, il faut individualiser les différentes voies de formation.
Troisièmement, relancer les préapprentissages apparaît comme primordial. Le Conseil
fédéral a émis un avis favorable au postulat. En effet, pour le gouvernement, un rapport
sur les transitions vers le degré secondaire II doit être rédigé. Une attention particulière
à la question de la formation professionnelle de deux ans est à prendre en compte. Ce
postulat a été adopté par le Conseil national lors de l’année sous revue. 38

POSTULAT
DATUM: 20.06.2013
GUILLAUME ZUMOFEN

Der Bundesrat verabschiedete im November 2013 den Bericht «Gezielte Förderung und
Unterstützung von Jugendlichen mit unterschiedlichen Begabungspotenzialen an der
Nahtstelle I und in der Berufsbildung». Der Bericht bot in Erfüllung der Postulate Ingold
(evp, ZH; Po. 10.3738), Jositsch (sp, ZH; Po. 11.3483), Müri (svp, LU; Po. 11.4007) und
Schilliger (fdp, LU; Po. 13.3311) einen Überblick über Angebote, Massnahmen und
Instrumente zur Förderung und Unterstützung von Schülerinnen und Schülern beim
Eintritt in die Berufsbildung und während der Ausbildungszeit. Im Fokus standen dabei
einerseits Fördermassnahmen, die sich gezielt an Jugendliche mit hohem
Leistungspotenzial richteten. Andererseits wurden auch die unterstützenden
Massnahmen aufgezeigt, welche die Verbundpartner (Bund, Kantone und
Organisationen der Arbeitswelt) für Jugendliche mit schulischen, sozialen oder
sprachlichen Schwierigkeiten aufgebaut hatten. Auf dieser Grundlage formulierte der
Bundesrat Empfehlungen mit dem Ziel, das bisherige Engagement zu verstärken und das
bestehende Instrumentarium gezielt zu ergänzen. 39

BERICHT
DATUM: 29.11.2013
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im November 2013 veröffentlichte der Bundesrat den Bericht «Gezielte Förderung und
Unterstützung von Jugendlichen mit unterschiedlichen Begabungspotenzialen an der
Nahtstelle I und in der Berufsbildung» in Erfüllung des Postulats Müri (svp, LU). 40

BERICHT
DATUM: 29.11.2013
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Bundesrat erachtete das Postulat Müri (svp, LU) mit der Veröffentlichung des
Berichts «Gezielte Förderung und Unterstützung von Jugendlichen mit
unterschiedlichen Begabungspotenzialen an der Nahtstelle I und in der Berufsbildung»
als erfüllt und beantragte dessen Abschreibung. Der Nationalrat stimmte der
Abschreibung im Sommer 2014 zu. 41

POSTULAT
DATUM: 02.06.2014
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Bundesrat erachtete das Postulat Schilliger (fdp, LU) mit der Veröffentlichung des
Berichts «Gezielte Förderung und Unterstützung von Jugendlichen mit
unterschiedlichen Begabungspotenzialen an der Nahtstelle I und in der Berufsbildung»
als erfüllt und beantragte dessen Abschreibung. Der Nationalrat stimmte der
Abschreibung im Sommer 2014 zu. 42

POSTULAT
DATUM: 02.06.2014
BERNADETTE FLÜCKIGER

Le Groupe de l’Union démocratique du centre (UDC) a déposé une motion au sujet de
L’apprentissage professionnel pour les sans-papiers, afin d’empêcher la fraude
orchestrée par ordonnance. Par l’intermédiaire de sa porte-parole Céline Amaudruz
(udc, GE), la motion a pour objectif de modifier les modalités d’application de la motion
Barthassat (pdc, GE) qui posait la question de l’accès à l’apprentissage pour les jeunes
sans statut légal. Les modalités d’application de cette motion se font sous la forme
d’une adaptation de l’ordonnance relative à l’admission, au séjour et à l’activité
lucrative (OASA). Par conséquent, elle ne peut être soumise au référendum, ni débattue
au sein du Parlement. L’UDC s’attaque donc  directement au Conseil fédéral, l’accusant
d’aller à l’encontre de la volonté populaire. En effet, le groupe politique souligne que le
peuple suisse s’est prononcé, à de multiples reprises, pour un durcissement du droit
des étrangers. L’exemple du 9 février, preuve de la volonté de limiter l’immigration

MOTION
DATUM: 26.11.2014
GUILLAUME ZUMOFEN
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légale, a été cité. La motion explique que l’introduction de l’accès à l’apprentissage
pour les sans-papiers installerait une tolérance de l’illégalité. Une telle modification
devrait être traitée sous la forme d’une loi fédérale qui pourrait être débattue au
Parlement et soumise au référendum. Le Conseil fédéral, directement attaqué pour la
gestion du dossier, s’est défendu. Premièrement, il souligne qu’à l’époque, il avait
proposé de rejeter la motion Barthassat. Deuxièmement, il précise que, même si la
mise en application de la motion devait se faire à travers la création d’un nouvel article
30a (OASA), l’octroi d’une autorisation de séjour reste dans les mains de l’autorité
cantonale compétente. Troisièmement, la loi sur les étrangers (Letr), avec l’article 30
alinéa 2, donne au Conseil fédéral la compétence de fixer  les conditions générales
relatives aux conditions d’admission. Le Conseil national a adopté la motion du groupe
UDC à 82 voix pour, 79 voix contre et 3 abstentions. A la suite de l’adoption de la
chambre du peuple, la Commission de la science, de la culture et de l’éducation du
Conseil des Etats (CSEC-CE) s’est penchée sur la question. Elle propose de rejeter la
motion par 10 voix contre 3. Finalement, le Conseil des Etats a suivi sa commission,
rejetant la motion par 34 voix contre 8. 43

Johann Schneider-Ammann a rencontré le vice-président américain Joe Biden. La
rencontre a permis de réaffirmer la volonté de coopérer sur les questions liées à la
formation professionnelle. Cette volonté de coopération avait, pour la première fois,
été établie en 2014, lors du premier Congrès international sur la formation
professionnelle à Winterthur. 44

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 24.01.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Albert Rösti (udc, BE) a déposé une motion qui vise la Réduction des charges
administratives dans le cadre de la formation des apprentis. Plus précisément,
l’objectif de la motion est de réduire les charges administratives, et donc financières,
qui entravent les entreprises formatrices d’apprentis. Le dépositaire de la motion
ajoute que ces charges pèsent principalement sur les PME alors que ces entreprises à
ancrage local sont les plus enclines à la formation des apprentis. Ainsi, étant donné les
prescriptions d’encadrement, il n’est plus rentable pour de nombreuses entreprises de
former des apprentis. Albert Rösti charge le Conseil fédéral de réduire drastiquement
ce poids administratif et financier. Tout d’abord, le Conseil fédéral a indiqué que si la
formation des apprentis  demeurait une compétence cantonale, il était possible d’agir
au niveau fédéral afin de maintenir un nombre élevé d’entreprises prêtes à former des
apprentis. Il a notamment souligné le rôle à jouer dans la coordination des acteurs et la
discussion avec les partenaires sociaux. D’ailleurs, il a mis en avant les grandes
conférences et sommet comme le Sommet de la formation professionnelle, ou encore,
les Journées des partenaires de la formation professionnelle pour encourager ce
dialogue. De plus, il a souligné que des démarches, notamment au niveau du Secrétariat
à la formation, à la recherche et à l’innovation (SEFRI), étaient déjà en cours. Le Conseil
fédéral a donc logiquement proposé d’accepter la motion. Ensuite, le Conseil national a
adopté la motion sans en débattre. La Commission de la science, de l’éducation et de la
culture du Conseil des Etats (CSEC-CE) a pris la même direction. Elle a proposé à
l’unanimité d’adopter la motion et a avancé des arguments similaires à ceux du Conseil
fédéral. Au final, le dernier mot est revenu à la chambre des cantons qui a adopté, elle
aussi, la motion. 45

MOTION
DATUM: 09.03.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Sommet national de la formation professionnelle a eu lieu au mois d’avril.
Confédérations, cantons, et représentants des milieux politique et économique ont
établi des lignes directrices pour une stratégie de la formation professionnelle en
adéquation avec la réalité actuelle et surtout l’avenir proche. Quatre points forts se
détachent. Premièrement, l’élaboration d’un groupe de travail, chapeauté par le SEFRI,
doit permettre d’établir une Vision d'ici 2030 pour la formation professionnelle.
Deuxièmement,  la réduction des charges administratives, qui entravent les entreprises
formatrices d’apprentis, est primordiale. Troisièmement, sur le thème de la pénurie de
personnels qualifiés, les représentants ont prôné une campagne d’information et de
sensibilisation. Finalement, le thème des réfugiés a été abordé. Ainsi, une collaboration
entre les autorités responsables de la formation et celles responsables de la migration
doit permettre d’utiliser les outils existants et de les adapter si nécessaire. 46

ANDERES
DATUM: 18.04.2016
GUILLAUME ZUMOFEN
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Die WBK-NR zeigte sich im November 2017 enttäuscht, dass der Bundesrat aufgrund
des Bundeshaushalts entschieden hatte, sich nicht um die Austragung der
Berufsweltmeisterschaft World Skills 2021 in Basel zu bemühen, wodurch eine
Schweizer Kandidatur für 2021 verunmöglicht worden war. Die WBK-NR war überzeugt,
dass mit der Austragung der World Skills in der Schweiz der gesellschaftliche und
ökonomische Wert der Schweizer Berufsbildung gestärkt würde. Deshalb beauftragte
sie den Bundesrat mit einer Motion, eine Schweizer Kandidatur zur Durchführung der
World Skills 2023 zu erarbeiten. Die Kommission forderte die Regierung zudem auf,
entgegen dem ursprünglichen Entscheid die zukünftigen Teilnahmen der Schweiz an
der Berufseuropameisterschaft Euro Skills weiterhin finanziell zu unterstützen.
Der Bundesrat beantragte dem Parlament Mitte Februar 2018, die Motion abzulehnen.
Er bezweifelte, dass die Durchführung der World Skills zu einer nachhaltigen Stärkung
des Schweizer Berufsbildungssystems beitrage; insbesondere seien die geschätzten
Kosten von rund CHF 80 Mio. nicht unerheblich. Nach einer Güterabwägung aller
Partner im Juli 2017 sei man zum Schluss gekommen, sich nicht für die World Skills 2021
zu bewerben. Der Bundesrat stellte klar, dass damit eine spätere Kandidatur, zum
Beispiel 2023, nicht ausgeschlossen sei, allerdings liege die Entscheidung über eine
Kandidatur nicht bei ihm, sondern bei der Stiftung Swiss Skills, die von Bund, Kantonen,
Schulen und Organisationen der Arbeitswelt getragen wird. Swiss Skills prüfe,
unterstützt vom SBFI, ob der Nutzen einer Kandidatur deren Kosten übersteige, und
entscheide anhand dieser Analyse, ob ein Gesuch um Austragung gestellt werde oder
nicht. Eine Kandidatur für die World Skills 2023 müsste 2019 eingereicht werden. Sollte
der Erstrat die Motion annehmen, ergänzte der Bundesrat, würde er dem Zweitrat
beantragen, die Motion so abzuändern, dass ein Prüfauftrag für eine Kandidatur für die
World Skills 2023 gestellt werden würde. Zur Unterstützung der Teilnahme an der Euro
Skills äusserte sich der Bundesrat nicht direkt, stattdessen wies er darauf hin, dass er
den Fokus vermehrt auf die professionelle Vorbereitung der Kandidatinnen und
Kandidaten setzen wolle. Ein Mittel dazu sei die Stärkung der inländischen
Berufswettbewerbe, weshalb sich der Bund an der Berufsschweizermeisterschaft 2018
in Bern mit CHF 10 Mio. beteiligen werde.
Die Motion wurde in der Frühjahrssession 2018 im Nationalrat behandelt und erfuhr
dort viel Sympathie. Viele Wortmeldungen richteten sich direkt als Fragen an Bundesrat
Johann Scheider-Ammann, der die Haltung des Bundesrates verteidigte. Dies fiel ihm
nicht leicht, weil auch er offensichtlich Sympathien für das Motionsanliegen hegte. Die
Abstimmung war schliesslich eine klare Angelegenheit: 175 zu 1 Stimmen (6
Enthaltungen) gingen zugunsten der Motion ein. 47

MOTION
DATUM: 05.03.2018
SAMUEL BERNET

Im April 2018 beriet die WBK-SR die Motion «Schweizer Kandidatur zur Durchführung
der World Skills 2023». Die Kommission zeigte Interesse an der Durchführung einer
Berufsweltmeisterschaft in der Schweiz, war aber gleichzeitig der Meinung, dass für
deren Vorbereitung nicht der Bundesrat, sondern die Stiftung SwissSkills zuständig sei.
Die Kommission beantragte dem Ständerat deshalb, den Bundesrat nicht mit der
Vorbereitung, sondern lediglich mit der Unterstützung einer Kandidatur zu beauftragen.
Der zweite Änderungsantrag der WBK-SR betraf das Datum. SwissSkills könne besser
beurteilen, wann der ideale Zeitpunkt für eine Durchführung der WorldSkills in der
Schweiz sei, weshalb offen gelassen werden sollte, in welchem Jahr eine Kandidatur
angestrebt werden soll. Die Kommission hielt aber da am Motionstext fest, wo der
Bundesrat aufgefordert wurde, die regelmässige Teilnahme an WorldSkills und
EuroSkills zu ermöglichen.

Die Änderungen der Kommission waren im Ständerat unbestritten. Auch
Bildungsminister Schneider-Ammann teilte mit, dass der Bundesrat sich den
Änderungsanträgen der Kommission anschliesse. Die abgeänderte Motion wurde vom
Ständerat stillschweigend angenommen. 48

MOTION
DATUM: 06.06.2018
SAMUEL BERNET

An ihrer Sitzung Mitte August 2018 unterstützte die WBK-NR die vom Ständerat
vorgenommenen Änderungen an der Motion «Schweizer Kandidatur zur Durchführung
der World Skills» und beantragte dem Nationalrat einstimmig, der Motion in ihrer
abgeänderten Form zuzustimmen. Der Nationalrat folgte seiner Kommission Ende
September 2018 und nahm die angepasste Motion stillschweigend an. 49

MOTION
DATUM: 26.09.2018
SAMUEL BERNET

01.01.90 - 01.01.20 12ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Forschung

Die Schweiz verstärkt ihre Zusammenarbeit mit der USA in Wissenschaft und
Technologie. Im April unterzeichnete der Bundesrat in Washington ein entsprechendes
Rahmenabkommen. Mit der Kooperationsvereinbarung wird die Ein- und Ausreise für
Forscher, die an gemeinsamen Programmen arbeiten, erleichtert. Zudem sollen die Ein-
und Ausfuhrbestimmungen für die in den Projekten verwendeten Materialien gelockert
werden. 50

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 03.04.2009
ANDREA MOSIMANN

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Mit einem überwiesenen Postulat regte Nationalrat Maitre (cvp, GE) an, der Bund solle
in seinem Kompetenzbereich und in Zusammenarbeit mit den Kantonen sämtliche
Massnahmen ergreifen, um Mittelschülern und Lehrlingen einen Aufenthalt im Gebiet
einer anderen Landessprache zu ermöglichen. 51

POSTULAT
DATUM: 08.10.1999
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Als erste Bundesratspartei griff die CVP die anstehende Revision der Bundesverfassung
auf und stellte diese ins Zentrum eines Parteitages in Olten. Unter dem Motto «Wir
schmieden die Zukunft» forderte sie einen Städteartikel in der Verfassung, der die
Städte und Agglomerationen institutionell stärken soll. Weiter schlug sie einen
Verfassungsartikel vor, der dem Bund mehr Koordinationskompetenzen im
Hochschulbereich geben soll. Die Partei machte sich ausserdem für Reformen in der
Berufslehre stark und möchte der sinkenden Bereitschaft der Wirtschaft, Lehrlinge
auszubilden, mit einem steuerlichen Lastenausgleich entgegen wirken. 52

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 25.09.1995
EVA MÜLLER

Linke und ökologische Parteien

Im April beschlossen die Grünen die Ja-Parole zu den beiden Atominitiativen „Strom
ohne Atom“ und „Moratorium Plus“, zur Initiative „Gleiche Rechte für Behinderte“, zur
Lehrstelleninitiative, zur Initiative „Ja zu fairen Mieten“, zur Sonntagsinitiative, zur
Gesundheitsinitiative der SP sowie zur Revision des Bevölkerungs- und
Zivilschutzgesetzes. Umstritten war einzig die Vorlage zur Armee XXI, zu der die
Delegierten auf Antrag des Vorstandes mit 43:16 Stimmen bei 8 Enthaltungen leer
Einlegen empfahlen; der Antrag, die Nein-Parole herauszugeben, wurde mit 44:29
Stimmen abgelehnt. Anschliessend verabschiedeten die Grünen eine Resolution, worin
sie wegen der ihrer Ansicht nach völkerrechtswidrigen Intervention der USA im Irak den
Umzug der UNO von New York in die neutrale Schweiz nach Genf anregten. Zu reden
gab schliesslich die Erhöhung des Mitgliederbeitrags, welcher erstmals seit dem 20-
jährigen Bestehen der Partei angehoben wurde (von 25 auf 35 Fr. pro Jahr). Dadurch
verfügt die nationale GP neu über ein Jahresbudget von knapp 500'000 Fr. 53

PARTEICHRONIK
DATUM: 14.04.2004
MAGDALENA BERNATH

Verbände
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Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) hatte einige Mühe, die erforderlichen
Unterschriften für die von ihm im Vorjahr lancierten resp. mitgetragenen fünf
Volksinitiativen zusammenzubringen. Vier davon konnten fristgerecht eingereicht
werden: die von ihm lancierten Initiativen für eine Verkürzung der Arbeitszeit resp. die
Einführung einer Kapitalgewinnsteuer, sowie die vor allem von Jugendverbänden
getragene Lehrstelleninitiative und die Krankenkasseninitiative, bei welcher die SP
federführend war. Die vom SGB zusammen mit dem Christlichnationalen
Gewerkschaftsbund (CNG) gestartete Initiative für eine obligatorische
Krankentaggeldversicherung kam hingegen nicht zustande. Selbstkritisch gab man in
Gewerkschaftskreisen zu, sich mit der Beteiligung an fünf mehr oder weniger
gleichzeitig lancierten Volksinitiativen übernommen zu haben. Das unter der
Bezeichnung «Bouquet für eine sozialere und gerechtere Schweiz» laufende Paket
habe zwar am Anfang motivierend gewirkt, später seien die Aktivisten und Aktivistinnen
aber mit der Aufgabe, für fünf verschiedene Projekte Unterschriften zu sammeln,
überfordert gewesen. Vor Ablaufen der Sammelfristen engagierte der SGB erstmals
auch bezahlte Unterschriftensammler. 54

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.11.1999
HANS HIRTER

1) AB NR, 2005, S. 862 ff.; AB SR, 2005, S. 1076 ff.
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